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III. Resolution auf Grund des Berichts des Ad-hoc-Plenarausschusses 
der fünfundzwanzigsten Sondertagung der Generalversammlung 

S-25/2. Erklärung über Städte und andere menschliche Siedlungen im neuen Jahr-
tausend 

 Die Generalversammlung 

 verabschiedet die in der Anlage zu dieser Resolution enthaltene Erklärung über Städte 
und andere menschliche Siedlungen im neuen Jahrtausend. 

6. Plenarsitzung 
9. Juni 2001 

Anlage 

Erklärung über Städte und andere menschliche Siedlungen im neuen Jahrtausend 

 Wir, die Vertreter der Regierungen, geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta 
der Vereinten Nationen, zusammengetreten auf dieser Sondertagung der Generalversamm-
lung, um die Umsetzung der Habitat-Agenda1 zu überprüfen, die erzielten Fortschritte anzu-
erkennen und die noch bestehenden Hindernisse und neu auftretende Fragen aufzuzeigen, be-
kräftigen unseren Willen und unsere Entschlossenheit, die Istanbul-Erklärung über menschli-
che Siedlungen2 und die Habitat-Agenda in vollem Umfang umzusetzen und Beschlüsse über 
weitere Initiativen im Geiste der Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen3 zu fassen. 
Die Istanbul-Erklärung und die Habitat-Agenda werden auch in den kommenden Jahren den 
grundlegenden Rahmen für die nachhaltige Entwicklung der menschlichen Siedlungen bil-
den. 

 Daher 

A. Erneuerung der auf der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Sied-
lungswesen (Habitat II) eingegangenen Verpflichtungen 

 1. erklären wir erneut, dass der Mensch im Mittelpunkt unseres Strebens nach einer 
nachhaltigen Entwicklung steht und den Ausgangspunkt für unsere Maßnahmen zur Umset-
zung der Habitat-Agenda bildet; 

 2. möchten wir betonen, dass wir an einem besonderen Punkt in der Entwicklung 
menschlicher Siedlungen angelangt sind, an dem bald die Hälfte der sechs Milliarden Men-
schen zählenden Weltbevölkerung in Städten leben wird und unser Planet mit einem beispiel-
losen Wachstum der Stadtbevölkerung, hauptsächlich in den Entwicklungsländern, konfron-
tiert ist. Die Entscheidungen, die wir heute treffen, werden weitreichende Folgen haben. Wir 
stellen mit großer Sorge fest, dass jeder vierte Stadtbewohner auf der Welt unterhalb der Ar-
mutsgrenze lebt. Vielen Städten, die mit raschem Wachstum, Umweltproblemen und schlep-
pender Wirtschaftsentwicklung konfrontiert sind, ist es nicht gelungen, die Herausforderung, 
eine ausreichende Zahl von Arbeitsplätzen zu schaffen, angemessenen Wohnraum bereitzu-
stellen und die Grundbedürfnisse ihrer Bürger zu befriedigen, zu bewältigen; 

 3. unterstreichen wir erneut, dass ländliche und städtische Gebiete wirtschaftlich, 
sozial und ökologisch voneinander abhängen und dass Städte und Gemeinden Wachstumsmo-
toren sind, die zur Entwicklung sowohl der ländlichen als auch der städtischen Siedlungen 
beitragen. Die Hälfte der Weltbevölkerung lebt in ländlichen Siedlungen, und in Afrika und 
Asien ist die Landbevölkerung in der Mehrheit. Eine integrierte Raumplanung und die aus-
gewogene Berücksichtigung der ländlichen und städtischen Lebensbedingungen sind für alle 
Länder von entscheidender Bedeutung. Die Komplementarität und die Wechselbeziehungen 
 
1 Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Habitat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (Veröffentli-
chung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.97.IV.6), Kap.I, Resolution 1, Anlage II. 
2 Ebd., Anlage I. 
3 Siehe Resolution 55/2. 
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zwischen dem ländlichen und dem städtischen Raum müssen voll genutzt werden, indem ih-
ren unterschiedlichen wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Erfordernissen gebührende 
Aufmerksamkeit geschenkt wird. Gleichzeitig mit der Bekämpfung der städtischen Armut gilt 
es, auch die Armut auf dem Land zu bekämpfen und die Lebensbedingungen zu verbessern 
sowie Arbeitsplätze und Bildungsmöglichkeiten in ländlichen Siedlungen und in kleinen und 
mittelgroßen Städten und Gemeinden in ländlichen Gebieten zu schaffen; 

 4. bekräftigen wir unsere Entschlossenheit, der Verschlechterung der Umweltbedin-
gungen, die die Gesundheit und die Lebensqualität von Milliarden von Menschen bedroht, 
auf allen Ebenen entgegenzutreten. Manche umweltschädigenden Aktivitäten auf lokaler 
Ebene haben weltweite Auswirkungen und müssen im Kontext der menschlichen Siedlungen 
angegangen werden; 

 5. bekräftigen wir die Ziele und Grundsätze des angemessenen Wohnraums für alle 
und der nachhaltigen Siedlungsentwicklung in einer verstädternden Welt, die in der Habitat-
Agenda4 niedergelegt sind und die Grundlage unserer Verpflichtungen bilden; 

 6. erneuern und bekräftigen wir unsere in der Habitat-Agenda eingegangenen Ver-
pflichtungen im Hinblick auf angemessenen Wohnraum für alle, zukunftsfähige menschliche 
Siedlungen, Hilfe zur Selbsthilfe und Partizipation, Gleichstellung der Geschlechter, Finan-
zierung von Wohnraum und menschlichen Siedlungen, internationale Zusammenarbeit und 
Bewertung der erzielten Fortschritte5; 

B. Begrüßung der Fortschritte bei der Umsetzung der Habitat-Agenda 

 7. würdigen wir die Anstrengungen aller staatlichen Ebenen, der Vereinten Natio-
nen, anderer zwischenstaatlicher Organisationen, der Partner der Habitat-Agenda und der 
Exekutivdirektorin des Zentrums der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen 
(Habitat) und begrüßen die bei der Umsetzung der Habitat-Agenda bislang erzielten Fort-
schritte. Wir nehmen mit Genugtuung Kenntnis von den National- und Regionalberichten 
über die Umsetzung der Habitat-Agenda6 und von dem Bericht der Exekutivdirektorin des 
Zentrums der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) über die Gesamt-
überprüfung und -bewertung der Fortschritte bei der Umsetzung der Habitat-Agenda7, die un-
ter Berücksichtigung der jeweiligen Prioritäten und Ziele für jede Region und im Einklang 
mit der Rechtsordnung und den innerstaatlichen Politiken eines jeden Landes vorgenommen 
wurde; 

 8. begrüßen wir den von der Menschenrechtskommission auf ihrer sechsundfünf-
zigsten Tagung gefassten Beschluss8, wonach der Sonderberichterstatter im Rahmen seines 
Mandats, dessen Schwerpunkt auf menschenwürdigem Wohnen als Bestandteil des Rechts 
auf einen angemessenen Lebensstandard liegen wird, einen regelmäßigen Dialog in die Wege 
leiten und mögliche Bereiche der Zusammenarbeit mit den Regierungen, den zuständigen Or-
ganen der Vereinten Nationen, den Sonderorganisationen, den internationalen Organisationen 
auf dem Gebiet der Wohnrechte, namentlich dem Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- 
und Siedlungswesen (Habitat), den nichtstaatlichen Organisationen und den internationalen 
Finanzinstitutionen erörtern sowie Empfehlungen zur Verwirklichung der unter das Mandat 
fallenden Rechte abgeben soll; 

 9. nehmen wir außerdem mit Befriedigung Kenntnis von dem zunehmenden Be-
wusstsein für die Notwendigkeit, Armut, Obdachlosigkeit, Arbeitslosigkeit, den Mangel an 
Grundversorgungseinrichtungen, die Ausgrenzung von Frauen, Kindern und Randgruppen, 

 
4 Siehe Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Habitat II), Istanbul, 3-14 June 1996 
(Veröffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.97.IV.6), Kap. I, Resolution 1, Anlage II, Kap. II, Ziffer 25. 
5 Ebd., Anlage II, Kap. III. 
6 Diese Berichte wurden den Teilnehmern der Sondertagung als Quellendokumente vorgelegt. Siehe 
www.unchs.org/istanbul+5/nationalr.htm. 
7 A/S-25/3. 
8 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2000, Supplement No. 3 und Korrigendum (E/2000/23 
und Corr.1), Kap. II, Abschnitt A, Resolution 2000/9. 
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einschließlich indigener Gemeinschaften, und die soziale Fragmentierung auf ganzheitliche 
Weise zu bekämpfen und so für bessere, menschenwürdigere und integrative menschliche 
Siedlungen auf der ganzen Welt zu sorgen. Die Regierungen, die internationalen Orga-
nisationen und die Akteure der Zivilgesellschaft haben kontinuierliche Anstrengungen zur 
Bewältigung dieser Probleme unternommen; 

 10. nehmen wir Kenntnis von der Entwicklung integrierter und partizipativer Kon-
zepte städtischer Umweltplanung und -gestaltung im Rahmen der Umsetzung der Agen-
da 219. In dieser Hinsicht begrüßen wir die Unterstützung, die zahlreiche Regierungen den 
Mechanismen für Konsultationen und Partnerschaften zwischen interessierten Parteien im 
Hinblick auf die Ausarbeitung und Durchführung von lokalen Umweltplänen und Lokale-
Agenda-21-Initiativen gewährt haben; 

 11. begrüßen wir die wachsende wirtschaftliche Bedeutung der Städte und Gemein-
den in unserer sich globalisierenden Welt sowie die Fortschritte beim Aufbau von öffentlich-
privaten Partnerschaften und der Stärkung von Klein- und Kleinstunternehmen. Städte und 
Gemeinden verfügen über das Potenzial, die Vorteile der Globalisierung in größtmöglichem 
Maße zu nutzen und ihre negativen Folgen zu mildern. Gut verwaltete Städte können ein 
wirtschaftliches Umfeld bieten, das in der Lage ist, Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen 
und ein vielfältiges Güter- und Dienstleistungsangebot bereitzustellen; 

 12. begrüßen wir die Anstrengungen, die zahlreiche Entwicklungsländer bislang un-
ternommen haben, um die Verwaltung der Städte zu dezentralisieren und auf diese Weise den 
Beitrag der Kommunen zur Umsetzung der Habitat-Agenda zu verstärken; 

 13. begrüßen wir außerdem die Beiträge der Regierungen und anderen staatlichen 
Ebenen, die die Hauptverantwortung für die Umsetzung der Habitat-Agenda durch ihre 
Rechtsvorschriften, Politiken und Programme tragen; 

 14. würdigen wir den wichtigen Beitrag, den die Kommunen auf der ganzen Welt zur 
Umsetzung der Habitat-Agenda geleistet haben, indem sie durch konzertierte Maßnahmen 
und die Stärkung der Partnerschaften zwischen allen staatlichen Ebenen die Lebensbedingun-
gen in den menschlichen Siedlungen und insbesondere auch die städtische Verwaltungsfüh-
rung verbessert haben. Eine breite Mitwirkung an den Entscheidungsprozessen, gekoppelt 
mit Rechenschaftspflicht, vereinfachten Verfahren und Transparenz, ist unerlässlich für die 
Verhütung von Korruption und die Förderung des öffentlichen Interesses. In diesem Zusam-
menhang stellen wir mit Befriedigung fest, dass der Umsetzung der Habitat-Agenda und den 
Grundsätzen der guten Verwaltungsführung auf allen Ebenen zunehmend Vorrang eingeräumt 
wird; 

 15. erkennen wir die wichtige Arbeit an, die der Weltverband der Parlamentarier für 
Habitat im Hinblick auf die Umsetzung der Habitat-Agenda geleistet hat. Gleichzeitig ermu-
tigen wir ihn, sich auch weiterhin für die Umsetzung der Habitat-Agenda einzusetzen; 

 16. erkennen wir an, dass die Grundausrichtung der neuen strategischen Vision des 
Zentrums der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) und ihr Schwer-
punkt auf den beiden Weltkampagnen für sichere Nutzungs- und Besitzrechte beziehungswei-
se für gute Stadtverwaltung strategische Ansatzpunkte für eine wirksame Umsetzung der Ha-
bitat-Agenda und insbesondere zur Orientierung der internationalen Zusammenarbeit an den 
Zielen "angemessener Wohnraum für alle" und "nachhaltige Siedlungsentwicklung" sind. In 
diesem Zusammenhang begrüßen wir die Einrichtung des Beratenden Ausschusses der kom-
munalen Gebietskörperschaften und danken ihm für seinen Beitrag zur Arbeit des Zentrums 
der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) und zur Vorbereitung der 
Sondertagung der Generalversammlung; 

 
9 Report of the United Nations Conference on Environment and Development, Rio de Janeiro, 3-14 June 1992 (Ver-
öffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.93.I.8 und Korrigenda), Vol. I: Resolutions adopted by the Confe-
rence, Resolution 1, Anlage II. 
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C. Bestehende Mängel und Hindernisse 

 17. nehmen wir mit großer Besorgnis Kenntnis von der derzeitigen Situation der 
menschlichen Siedlungen auf der ganzen Welt, insbesondere wie sie im dritten Weltbericht 
über Wohn- und Siedlungswesen10 beschrieben sind. Trotz der fortgesetzten Anstrengungen, 
die die Regierungen und ihre Partner der Habitat-Agenda zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen 
unternommen haben, stellt die weit verbreitete Armut nach wie vor das Haupthindernis dar, 
und auch die Umweltbedingungen in vielen Ländern sind in hohem Maße verbesse-
rungsbedürftig. Ein kritischer Faktor ist, dass die Wohnraumsituation der Mehrzahl der in 
Armut lebenden Menschen noch immer nicht rechtlich abgesichert ist und dass andere nicht 
einmal über die einfachste Unterkunft verfügen. Somit stehen einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung weiterhin schwerwiegende Hindernisse entgegen; 

 18. stellen wir mit Besorgnis fest, dass eines der grundlegenden Hindernisse bei der 
Umsetzung der Habitat-Agenda die Diskrepanz zwischen den in Istanbul eingegangenen Ver-
pflichtungen und dem politischen Willen zu ihrer Erfüllung ist. Wir sind uns außerdem be-
wusst, dass die Mängel im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit und der Bewusstseinsbildung ein 
Hindernis darstellen; 

 19. sind wir uns dessen bewusst, dass erhebliche finanzielle Schwierigkeiten in Län-
dern, in denen es auf Grund laufender Konflikte, anthropogener Katastrophen, Naturkatastro-
phen und anderer Kalamitäten in Nachbarländern zu einem Zustrom von Flüchtlingen 
kommt, akute Probleme bei der Bereitstellung angemessener Unterkünfte, Wohnungen und 
menschlicher Siedlungen verursachen; 

 20. sind wir uns der Mängel auf dem Gebiet der Wohnungs- und Stadtpolitik be-
wusst, durch die die Möglichkeiten für Partizipation und Partnerschaft eingeschränkt werden 
und die Umsetzung der besten Verfahrensweisen in gute Politik erschwert wird. Darüber hin-
aus sind wir zutiefst darüber besorgt, dass viele Frauen noch immer nicht uneingeschränkt 
und gleichberechtigt in allen Bereichen der Gesellschaft mitwirken und gleichzeitig in höhe-
rem Maße unter den Auswirkungen der Armut zu leiden haben; 

 21. sind wir uns außerdem der Tatsache bewusst, dass der weltweite Verstädterungs-
prozess zum Entstehen von Ballungsräumen geführt hat, die sich über die Verwaltungsgren-
zen der ursprünglichen Städte hinaus erstrecken, zwei oder mehr Verwaltungseinheiten um-
fassen, über Kommunalverwaltungen mit unterschiedlichen Kapazitäten und Prioritäten ver-
fügen und unter fehlender Koordinierung leiden; 

 22. stellen wir fest, dass einem effizienten Grundstücks- und Wohnungsmarkt, der ein 
ausreichendes Wohnraumangebot gewährleistet, gravierende Hindernisse im Wege stehen. 
Die in Ziffer 76 der Habitat-Agenda empfohlenen Maßnahmen wurden nicht in vollem Um-
fang durchgeführt; 

 23. haben wir erhebliche Hindernisse im Zusammenhang mit den begrenzten wirt-
schaftlichen, technischen und institutionellen Kapazitäten auf allen staatlichen Ebenen, insbe-
sondere in den Entwicklungsländern und den am wenigsten entwickelten Ländern, festge-
stellt. Wir sind uns dessen bewusst, dass es an umfassenden und integrativen Politiken für 
kapazitätsschaffende Institutionen und zu deren Vernetzung fehlt; 

 24. haben wir außerdem auf allen Ebenen wirtschaftspolitische Maßnahmen und 
Zwänge auf den Finanzmärkten festgestellt, die die Mobilisierung ausreichender Ressourcen 
zur Deckung des Bedarfs vieler Länder auf dem Gebiet der zukunftsfähigen menschlichen 
Siedlungen verhindert haben; 

 25. sind wir uns dessen bewusst, dass die Mobilisierung inländischer Ressourcen und 
solide einzelstaatliche Politiken für die Finanzierung von Wohnraum und menschlichen Sied-
lungen unabdingbar sind. Die Regierungen tragen zwar die Hauptverantwortung für die Um-
setzung der Habitat-Agenda, doch ist die Unterstützung durch die internationale Gemein-

 
10 Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat), Cities in a Globalizing World: Global 
Report on Human Settlements 2001 (London und Sterling (Virginia), Earthscan Publications Ltd., 2001). 
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schaft ebenso unerlässlich. Wir bedauern, dass die internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Wohnungsversorgung und Siedlungsentwicklung seit 1996 nicht maßgeblich ver-
stärkt worden ist, ein Umstand, der zunehmend Anlass zur Besorgnis gibt. Wir bedauern au-
ßerdem, dass viele Länder nicht in der Lage gewesen sind, die Marktmechanismen ausrei-
chend zu nutzen, um ihren Finanzbedarf auf dem Gebiet der Wohnungsversorgung und Sied-
lungsentwicklung zu decken; 

 26. sind wir uns dessen bewusst, dass es insbesondere in den Entwicklungsländern 
ungleichen Zugang zu Informations- und Kommunikationstechnik gibt, was dazu geführt hat, 
dass die Regierungen und die Partner der Habitat-Agenda diese Ressourcen bei der Umset-
zung der Habitat-Agenda nicht optimal nutzen können; 

 27. beschließen wir ferner, konzertierte Maßnahmen gegen den internationalen Terro-
rismus zu ergreifen, der ein ernst zu nehmendes Hindernis für die Umsetzung der Habitat-
Agenda darstellt; 

 28. erkennen wir an, dass diese Mängel und Hindernisse schwerwiegende Folgen ha-
ben: zum ersten Mal in der Geschichte der Menschheit werden mehr als die Hälfte der sechs 
Milliarden Menschen auf unserem Planeten in Städten leben. Für viele Menschen haben sich 
die Lebensbedingungen nicht verbessert, sondern verschlechtert. Die in den vergangenen fünf 
Jahren aufgetretenen Mängel und Hindernisse haben den weltweiten Fortschritt in Richtung 
auf eine nachhaltige Siedlungsentwicklung verlangsamt. Es müssen unbedingt Maßnahmen 
ergriffen werden, um sicherzustellen, dass die Habitat-Agenda in jedem Land jetzt in konkre-
te Politik und praktische Maßnahmen umgesetzt wird; 

D. Ergreifung weiterer Maßnahmen 

 29. bekräftigen wir unsere Entschlossenheit, die bei der Umsetzung der Habitat-
Agenda angetroffenen Hindernisse zu überwinden, insbesondere die Armut, die nach unserer 
Auffassung dabei der grundlegende Faktor ist, und ein förderliches Umfeld auf nationaler 
und internationaler Ebene zu stärken und aufrechtzuerhalten, und verpflichten uns zu diesem 
Zweck, unsere Anstrengungen zur vollen und wirksamen Umsetzung der Habitat-Agenda zu 
beschleunigen. Entschlossen, unseren Anstrengungen zur Verbesserung der Wohn- und Le-
bensbedingungen neuen Auftrieb zu verleihen, stellen wir im Folgenden weitere Initiativen 
zur Erreichung dieses Zieles vor. Zu Beginn des neuen Jahrtausends und im Bewusstsein un-
serer Verantwortung gegenüber den kommenden Generationen verpflichten wir uns nach-
drücklich auf die Bereitstellung angemessenen Wohnraums für alle und eine nachhaltige 
Siedlungsentwicklung in einer von Verstädterung geprägten Welt. Wir laden die Menschen al-
ler Länder und aller Lebenssituationen sowie die internationale Gemeinschaft ein, sich mit 
uns erneut zu unserer gemeinsamen Vision einer gerechteren und faireren Welt zu bekennen; 

 30. erklären wir erneut, dass die Familie die Grundeinheit der Gesellschaft ist und als 
solche gestärkt werden soll. Sie hat Anspruch auf umfassenden Schutz und Unterstützung. In 
den verschiedenen kulturellen, politischen und sozialen Systemen gibt es unterschiedliche 
Formen der Familie. Eine Ehe darf nur bei freier Willenseinigung der künftigen Ehegatten 
geschlossen werden, und Mann und Frau sollen gleichberechtigte Partner sein. Die Rechte, 
Fähigkeiten und Verantwortlichkeiten der Familienmitglieder müssen geachtet werden. Die 
Siedlungsplanung soll die konstruktive Rolle der Familie bei der Konzeption, Entwicklung 
und Verwaltung von Siedlungen berücksichtigen. Die Gesellschaft soll gegebenenfalls alle 
notwendigen Voraussetzungen für die Integration, Zusammenführung, Erhaltung, Verbesse-
rung der Situation und den Schutz von Familien unter angemessenen Wohnverhältnissen mit 
Zugang zu Grundversorgungseinrichtungen und einer dauerhaften Existenzgrundlage schaf-
fen11; 

 31. beschließen wir, unter anderem im Rahmen einer Armutsbekämpfungsstrategie 
eine Sozial- und Wirtschaftspolitik zu fördern, die geeignet ist, die Wohnbedürfnisse der Fa-

 
11 Siehe Report of the United Nations Conference on Human Settlements (Habitat II), Istanbul, 3-14 June 1996 (Ver-
öffentlichung der Vereinten Nationen, Best.-Nr. E.97.IV.6) Kap. I, Resolution 1, Anlage II, Kap. II, Ziffer 31. 
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milien und ihrer einzelnen Mitglieder zu befriedigen, wobei der Fürsorge für Kinder besonde-
re Beachtung zu schenken ist12; 

 32. beschließen wir außerdem, Änderungen in den Einstellungen, Strukturen, Politi-
ken, Rechtsvorschriften und den sonstigen Gepflogenheiten im Zusammenhang mit Ge-
schlechterrollen zu fördern, um alle Hindernisse für Menschenwürde und Gleichheit in Fami-
lie und Gesellschaft zu beseitigen und die volle und gleiche Teilhabe von Frauen und Män-
nern, unter anderem an der Ausarbeitung, Durchführung und Weiterverfolgung staatlicher Po-
litiken und Programme, zu fördern 13; 

 33. bitten wir die Regierungen, die Vereinten Nationen und die anderen internationa-
len Organisationen, die Qualität und Kohärenz ihrer Unterstützung der Armutsbekämpfung 
und der nachhaltigen Siedlungsentwicklung, insbesondere in den am wenigsten entwickelten 
Ländern, zu verbessern. Dies wiederum erfordert nicht nur eine Erneuerung des politischen 
Willens, sondern auch die Mobilisierung und Zuteilung neuer und zusätzlicher Ressourcen 
auf nationaler wie internationaler Ebene. Wir fordern nachdrücklich die Aufstockung der den 
Entwicklungsländern bei ihren Bemühungen um die Minderung der Armut gewährten inter-
nationalen Hilfe, namentlich durch die Schaffung eines förderlichen Umfelds, das die Ein-
bindung der Entwicklungsländer in die Weltwirtschaft erleichtert, durch die Verbesserung ih-
res Marktzugangs, die Erleichterung des Zuflusses von Finanzmitteln und die volle und wirk-
same Umsetzung aller bereits eingeleiteten Initiativen zur Schuldenerleichterung; 

 34. betonen wir, dass die internationale Gemeinschaft gegebenenfalls weitere Maß-
nahmen in Erwägung ziehen sollte, die zu dauerhaften Lösungen für die Auslandsverschul-
dungslast der Entwicklungsländer führen; 

 35. danken wir in diesem Zusammenhang denjenigen entwickelten Ländern, die dem 
Ziel der Aufwendung von 0,7 Prozent ihres Bruttosozialprodukts für die gesamte öffentliche 
Entwicklungshilfe zugestimmt und es erreicht haben, und fordern die entwickelten Länder 
auf, soweit nicht bereits geschehen, sich verstärkt darum zu bemühen, das vereinbarte 0,7-
Prozent-Ziel baldmöglichst zu erreichen und, soweit vereinbart, im Rahmen dieses Ziels 0,15 
bis 0,20 Prozent des Bruttosozialprodukts für die am wenigsten entwickelten Länder bereit-
zustellen; 

 36. ersuchen wir die internationale Gemeinschaft, die Bekämpfung der Armut nach-
drücklich zu unterstützen, und begrüßen die laufenden Konsultationen des Generalsekretärs 
zur Einrichtung eines Weltsolidaritätsfonds für Armutsbekämpfung, mit dem Ziel, unter ande-
rem die sozialen Politiken und Programme der Habitat-Agenda zu finanzieren und zu ver-
wirklichen, welche die Herausforderungen der Armutsbekämpfung und der nachhaltigen 
Entwicklung in den Entwicklungsländern, insbesondere den am wenigsten entwickelten Län-
dern, angehen sollen, wobei der freiwillige Charakter der Beiträge zu berücksichtigen ist; 

 37. beschließen wir, die Probleme und Lösungen auf dem Gebiet des Wohn- und 
Siedlungswesens durch die umfassende und offene Verbreitung von Informationen stärker ins 
Bewusstsein zu rücken, und verpflichten uns, den politischen Willen auf allen Ebenen zu er-
neuern und zu fördern; 

 38. beschließen wir außerdem, die Armen und Schwachen zur Selbsthilfe zu befähi-
gen, unter anderem indem wir uns für eine größere Sicherheit der Nutzungs- und Besitzrechte 
einsetzen und einen besseren Zugang zu Informationen und guten Verfahrensweisen ermögli-
chen, wozu auch das Bewusstmachen der gesetzlichen Rechte gehört. Unser Ziel ist es, kon-
krete Politiken zur Überwindung der zunehmenden städtischen Armut auszuarbeiten; 

 39. beschließen wir ferner, die Kommunen, die nichtstaatlichen Organisationen und 
die anderen Partner der Habitat-Agenda im Rahmen der Rechtsordnung und nach Maßgabe 
der Bedingungen des jeweiligen Landes dazu zu befähigen, eine wirksamere Rolle bei der 
Bereitstellung von Wohnraum und der nachhaltigen Siedlungsentwicklung zu übernehmen. 
Dies lässt sich durch eine wirksame Dezentralisierung, je nach Sachlage, der Verantwortlich-

 
12 Ebd., Ziffer 40 k). 
13 Ebd., Ziffer 119 e). 
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keiten, der Politiksteuerung, der Entscheidungsbefugnisse und ausreichender Mittel, nach 
Möglichkeit auch der Zuständigkeit für die Erhebung von Steuern, Gebühren und Beiträgen, 
an die kommunalen Gebietskörperschaften sowie durch Partizipation und lokale Demokratie 
und durch internationale Zusammenarbeit und Partnerschaften erreichen. Insbesondere soll 
sichergestellt werden, erforderlichenfalls mittels geeigneter Mechanismen, dass Frauen eine 
wirksame Rolle bei den Entscheidungsprozessen der Kommunen übernehmen. In diesem Zu-
sammenhang vereinbaren wir, wo möglich, namentlich unter anderem über die Kommission 
für Wohn- und Siedlungswesen, unseren Dialog über alle Fragen im Zusammenhang mit der 
wirksamen Dezentralisierung und Stärkung der kommunalen Gebietskörperschaften, in Un-
terstützung der Umsetzung der Habitat-Agenda und in Übereinstimmung mit der Rechtsord-
nung und den Politiken eines jeden Landes, zu verstärken; 

 40. legen wir den Behörden in städtischen Ballungsräumen nahe, Mechanismen aus-
zuarbeiten und gegebenenfalls Rechts-, Finanz-, Verwaltungs-, Planungs- und Koordinie-
rungsinstrumente zu fördern, um gerechtere, geordnetere und funktionsfähigere Städte zu 
schaffen; 

 41. beschließen wir, Kapazitäten und Netzwerke aufzubauen, um alle Partner in die 
Lage zu versetzen, einen wirksamen Beitrag zur Wohnungsversorgung und Siedlungsent-
wicklung zu leisten. Die Steuerung des Verstädterungsprozesses erfordert starke und rechen-
schaftspflichtige öffentliche Institutionen, die in der Lage sind, wirksame Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, unter denen alle Zugang zu den Grundversorgungseinrichtungen haben. Der 
Aufbau von Kapazitäten muss unter anderem auf die Unterstützung der Dezentralisierung 
und partizipativer Prozesse des Stadtmanagements gerichtet sein. Wir verpflichten uns außer-
dem, die Institutionen und die rechtlichen Rahmenbedingungen zu stärken, die eine breite 
Partizipation an der Entscheidungsfindung und der Umsetzung der Strategien, Politiken und 
Programme auf dem Gebiet des Wohn- und Siedlungswesens ermöglichen und erleichtern; 

 42. anerkennen, würdigen und unterstützen wir die Tätigkeit von Freiwilligen und 
von Gemeinwesenorganisationen. Die Freiwilligentätigkeit leistet einen wichtigen Beitrag zur 
Entwicklung der menschlichen Siedlungen, da sie hilft, starke, von Zusammenhalt geprägte 
Gemeinwesen aufzubauen und ein Gefühl sozialer Solidarität zu entwickeln, und dabei 
gleichzeitig erhebliche wirtschaftliche Ergebnisse hervorbringt; 

 43. sind wir entschlossen, die Kapazitäten auf dem Gebiet der Katastrophenvorbeu-
gung, -bereitschaft, -milderung und -abwehr mit Hilfe nationaler und internationaler Koope-
rationsnetze zu steigern, um die Gefährdung menschlicher Siedlungen durch Naturkatastro-
phen und vom Menschen verursachte Katastrophen zu verringern und wirksame Programme 
zur Katastrophenfolgenbeseitigung in den betroffenen Siedlungen durchzuführen, unter ande-
rem mit dem Ziel, den unmittelbaren Bedarf zu decken, die Gefahr künftiger Katastrophen zu 
mindern und die wiederaufgebauten menschlichen Siedlungen für alle zugänglich zu machen; 

 44. verpflichten wir uns auf das Ziel der Gleichstellung der Geschlechter in der Sied-
lungsentwicklung und beschließen, die Gleichstellung und die Ermächtigung der Frau als 
wirksame Mittel zur Armutsbekämpfung und zur Stimulierung der Entwicklung wirklich zu-
kunftsfähiger menschlicher Siedlungen zu fördern. Wir verpflichten uns ferner, Politiken und 
Verfahren zur Förderung der vollen und gleichberechtigten Mitwirkung von Frauen an der 
Planung und Entscheidungsfindung im Bereich des Wohn- und Siedlungswesens auszuarbei-
ten und zu verstärken; 

 45. verpflichten wir uns außerdem, die bestehenden Finanzierungsmechanismen zu 
stärken und geeignete innovative Ansätze zur Finanzierung der Wohnungsversorgung und der 
Siedlungsentwicklung auf allen Ebenen aufzuzeigen und auszuarbeiten. Ferner beschließen 
wir, weitere Gesetzes- und Verwaltungsreformen durchzuführen, um Frauen uneingeschränk-
ten und gleichen Zugang zu den wirtschaftlichen Ressourcen zu verschaffen, namentlich auch 
zu dem Recht auf Erbe und auf Eigentum an Grund und Boden und anderen Eigentumswer-
ten, auf Kredite, natürliche Ressourcen und geeignete Technologien sowie die Gewährlei-
stung sicherer Nutzungs- und Besitzrechte und des Rechts, vertragliche Vereinbarungen ein-
zugehen. Wir beschließen, uns für den erweiterten und gleichen Zugang aller zu einer offe-
nen, effizienten, wirkungsvollen und geeigneten Wohnungsfinanzierung einzusetzen, gegebe-
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nenfalls Sparmechanismen im informellen Sektor zu unterstützen und die regulatorischen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen sowie die Kapazitäten im Bereich des Finanzmanagements 
auf allen geeigneten Ebenen zu verstärken; 

 46. beschließen wir, die Sanierung von Elendsvierteln und die Regularisierung von 
Squattersiedlungen im Rahmen der Rechtsordnung des jeweiligen Landes zu fördern. Insbe-
sondere bekräftigen wir erneut das Ziel der Initiative "Städte ohne Elendsviertel", bis zum 
Jahr 2020 die Lebensbedingungen von mindestens 100 Millionen Slumbewohnern erheblich 
zu verbessern; 

 47. bekräftigen wir, dass im Interesse erschwinglichen Wohnraums für die Armen die 
Zusammenarbeit zwischen den Staaten gefördert werden muss, mit dem Ziel, den Einsatz ge-
eigneter kostengünstiger und umweltverträglicher Baustoffe und angepasster Technologien 
für den Bau angemessener, erschwinglicher Wohnungen und Einrichtungen für die Armen, 
insbesondere in Elendsvierteln und Spontansiedlungen, zu einer weit verbreiteten Praxis zu 
machen; 

 48. beschließen wir, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die Übergangs-
länder in das System der multilateralen Zusammenarbeit zu Gunsten einer nachhaltigen Sied-
lungsentwicklung einzubinden, indem wir diese Länder stärker dabei unterstützen, einen an-
gemessenen Grad der Dezentralisierung bei der Verwaltung städtischer und ländlicher Sied-
lungen zu bestimmen. Wir bekräftigen unsere Verpflichtung, die Finanzinstitutionen der Ver-
einten Nationen, die internationalen und nationalen Stiftungen, den Privatsektor und die an-
deren Partner der Habitat-Agenda in diese Anstrengungen einzubeziehen; 

 49. nehmen wir mit Befriedigung davon Kenntnis, dass viele Länder gegenwärtig 
Wohnungspolitiken ausarbeiten. Wir beschließen, die notwendigen Gesetzes- und Verwal-
tungsreformen durchzuführen, um die Anstrengungen zu unterstützen, die die Menschen ein-
zeln und gemeinsam unternehmen, um erschwinglichen Wohnraum zu schaffen, die Bereit-
stellung von Land proaktiv zu planen, ein effizientes Funktionieren der Grundstücksmärkte 
und der Grund- und Bodenverwaltung zu fördern, die rechtlichen und sozialen Schranken für 
den gleichen und gleichberechtigten Zugang zu Grund und Boden zu beseitigen und sicher-
zustellen, dass das gleiche Recht von Frauen und Männern auf Land und Eigentum gesetzlich 
geschützt wird. Im Hinblick auf die Durchführung dieser Maßnahmen erkennen wir die Not-
wendigkeit an, die Bereitstellung erschwinglichen Wohnraums und von Einrichtungen der 
Grundversorgung für Obdachlose mit Nachdruck zu fördern, rechtswidrige Zwangsräumun-
gen zu verhindern und den Zugang aller Menschen, insbesondere der Armen und der schwä-
cheren Bevölkerungsgruppen, zu Informationen über die Rechtsvorschriften im Wohnungs-
wesen, namentlich die bestehenden gesetzlichen Rechte, und über die zur Verfügung stehen-
den Rechtsbehelfe bei Verstößen gegen diese Rechtsvorschriften zu erleichtern. In diesem 
Zusammenhang nehmen wir mit Genugtuung Kenntnis von den ersten Ansätzen und Aktivitä-
ten der Weltkampagne für sichere Nutzungs- und Besitzrechte und unterstützen diese; 

 50. betrachten wir die Umsetzung der Habitat-Agenda als einen festen Bestandteil der 
allgemeinen Armutsbekämpfung. Die Umsetzung der Habitat-Agenda und die Verfolgung des 
Ziels der nachhaltigen Entwicklung sind eng miteinander verknüpft und voneinander abhän-
gig, und die Siedlungsentwicklung ist ein wesentliches Element einer nachhaltigen Entwick-
lung. Der Weltgipfel für nachhaltige Entwicklung, der vom 2. bis 11. September 2002 in Jo-
hannesburg (Südafrika) stattfinden wird, wird eine gute Gelegenheit bieten, diese Verbindun-
gen weiter zu verfolgen und zu vertiefen; 

 51. beschließen wir, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um eine transparente, 
verantwortungsvolle, rechenschaftspflichtige, gerechte, wirksame und effiziente Verwaltung 
der Städte und anderen menschlichen Siedlungen sicherzustellen. Wir sind uns dessen be-
wusst, dass gute Verwaltung sowohl innerhalb der einzelnen Länder als auch auf internationa-
ler Ebene unerlässlich ist, um das Problem der städtischen Armut sowie das Problem der 
Umweltzerstörung anzugehen und die durch die Globalisierung eröffneten Chancen zu nut-
zen. Die Städte bedürfen spezifischer Ansätze und Methoden, um ihre Verwaltung zu verbes-
sern, strategische Pläne und Maßnahmen zur Verringerung der städtischen Armut und der so-
zialen Ausgrenzung durchzuführen, die wirtschaftliche und soziale Stellung aller Bürger zu 
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verbessern sowie die Umwelt nachhaltig zu schützen. In diesem Zusammenhang stellen wir 
fest, wie wichtig es ist, mittels Bildung und Ausbildung, insbesondere zu Gunsten der Armen 
und der schwächeren Bevölkerungsgruppen, dauerhafte Möglichkeiten zur Sicherung des Le-
bensunterhalts zu schaffen; 

 52. Die HIV/Aids-Pandemie hat sich weitaus rascher und spektakulärer ausgebreitet, 
als man in Istanbul hat vorhersehen können. Wir beschließen, auf internationaler und nationa-
ler Ebene verstärkte Anstrengungen zur Bekämpfung von HIV/Aids zu unternehmen und ins-
besondere geeignete Politiken und Maßnahmen auszuarbeiten und durchzuführen, um gegen 
die Auswirkungen von HIV/Aids auf die menschlichen Siedlungen anzugehen. Wir erkennen 
das Problem des Zugangs von HIV/Aids-Opfern zu Finanzmitteln für die Wohnraumbeschaf-
fung und die Notwendigkeit, Lösungen für die Unterbringung der HIV/Aids-Opfer, insbe-
sondere der Waisen und unheilbar Kranken, zu finden; 

 53. beschließen wir, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die Rolle der Ju-
gend und der Bürgergesellschaft zu erweitern, und die Zusammenarbeit mit Parlamentariern 
auf dem Gebiet der Siedlungsentwicklung auszubauen; 

 54. beschließen wir außerdem, entschlossenere Maßnahmen zur Bekämpfung der 
Kriminalität und der Gewalt in den Städten, insbesondere der Gewalt gegen Frauen, Kinder 
und ältere Menschen, im Rahmen eines koordinierten Vorgehens auf allen Ebenen und gege-
benenfalls im Einklang mit integrierten Aktionsplänen zur Verbrechensverhütung zu fördern. 
Diese Pläne könnten eine diagnostische Erhebung der Verbrechensphänomene, die Ermittlung 
aller maßgeblichen Akteure auf dem Gebiet der Verbrechensverhütung und -bekämpfung, die 
Schaffung von Konsultationsmechanismen zur Entwicklung einer kohärenten Strategie und 
die Ausarbeitung möglicher Lösungen für diese Probleme umfassen; 

 55. beschließen wir ferner, ernsthaft die Probleme anzugehen, die Kriege, Konflikte, 
Flüchtlinge und vom Menschen verursachte Katastrophen für menschliche Siedlungen auf-
werfen, und verpflichten uns, mittels verstärkter Mechanismen der internationalen Zusam-
menarbeit die Länder zu unterstützen, die einen Konflikt oder eine Katastrophe hinter sich 
haben, und dabei besonderes Gewicht auf die Bereitstellung von Unterkünften und anderen 
Grundversorgungseinrichtungen, vor allem für schwächere Bevölkerungsgruppen, Flüchtlin-
ge und Binnenvertriebene, zu legen sowie die Wiederherstellung sicherer Nutzungs-, Besitz- 
und Eigentumsrechte zu erleichtern; 

 56. beschließen wir, weitere wirksame Maßnahmen zu ergreifen, um die Hindernisse 
zu beseitigen, die sich der vollen Umsetzung der Habitat-Agenda sowie der Verwirklichung 
der Rechte der unter kolonialer und ausländischer Besetzung lebenden Völker entgegenstel-
len und die mit der Würde und dem Wert der menschlichen Person unvereinbar sind und be-
kämpft und beseitigt werden müssen; 

 57. beschließen wir außerdem, den Schutz von Zivilpersonen in Übereinstimmung mit 
dem humanitären Völkerrecht, insbesondere dem Genfer Abkommen vom 12. August 1949 
zum Schutze von Zivilpersonen in Kriegszeiten, namentlich dessen Artikel 4914, auszuweiten 
und zu verstärken; 

 58. beschließen wir, die internationale Zusammenarbeit, namentlich auch die Lasten-
teilung mit Ländern, die Flüchtlinge aufgenommen haben, und die Koordinierung der huma-
nitären Hilfe für diese Länder zu verstärken und allen Flüchtlingen und Vertriebenen bei der 
freiwilligen Rückkehr in ihre Heimat in Sicherheit und Würde und bei der reibungslosen 
Wiedereingliederung in ihre Gesellschaft zu helfen; 

 59. beschließen wir, den Zugang aller Menschen zu einwandfreiem Trinkwasser zu 
fördern und die Bereitstellung der grundlegenden Infrastruktur und städtischen Versor-
gungseinrichtungen zu erleichtern, einschließlich einer angemessenen Abwasserbeseitigung, 
Abfallbehandlung sowie nachhaltiger Transportsysteme, die integriert und für alle, ein-
schließlich Behinderter, zugänglich sind. Zu diesem Zweck müssen wir eine transparente und 
rechenschaftspflichtige Verwaltung der öffentlichen Dienstleistungen sowie Partnerschaften 
 
14 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. 
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mit dem Privatsektor und gemeinnützigen Organisationen zur Erbringung dieser Dienstlei-
stungen fördern; 

 60. verpflichten wir uns, verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um nachhaltige 
Verfahren der Umweltplanung und -bewirtschaftung zu verbessern und nachhaltige Produk-
tions- und Konsummuster in den menschlichen Siedlungen aller Länder, insbesondere der In-
dustrieländer, zu fördern. Integrierte Ansätze zur Bewältigung sozialer, wirtschaftlicher und 
ökologischer Probleme sollen auf allen Ebenen systematischer Anwendung finden. Die Agen-
da 21 und die Lokale-Agenda-21-Initiativen zu ihrer Umsetzung leisten einen wichtigen Bei-
trag zu diesem Prozess; 

 61. erklären wir erneut, dass der Lokale-Agenda-21-Prozess, wie bereits erwähnt, in 
den globalen Aktionsplan zur Umsetzung der Habitat-Agenda eingegliedert werden muss. 
Die Ziele, Politiken und Strategien beider Agenden sollen harmonisiert werden, um eine zu-
kunftsfähige Stadtplanung und ein nachhaltiges Stadtmanagement zu fördern; 

 62. erklären wir außerdem erneut, dass die Regierungen, die Kommunen und die an-
deren Partner der Habitat-Agenda ihre eigenen Leistungen in regelmäßigen Abständen über-
prüfen und evaluieren sollen und dass alle staatlichen Ebenen bei der Umsetzung der Habitat-
Agenda die besten Verfahrensweisen aufzeigen und verbreiten und Indikatoren für Woh-
nungsversorgung und Siedlungsentwicklung verwenden sollen. Zu diesem Zweck müssen wir 
die Kapazitäten aller Partner der Habitat-Agenda zur Verarbeitung und Analyse von Informa-
tionen und zur gegenseitigen Kommunikation ausbauen; 

 63. Ein weiteres Ziel besteht in der Umsetzung der besten Verfahrensweisen in ent-
sprechende Politiken und in der Ermöglichung ihrer Übertragung. In dieser Hinsicht soll die 
internationale Gemeinschaft dafür sorgen, dass die bewährten besten Verfahrensweisen und 
Politiken wirksam präsentiert und verbreitet werden; 

 64. In der Erkenntnis, dass die in Armut lebenden Menschen über ein reiches Innova-
tionsvermögen verfügen und dass Kleinstkrediten eine wichtige Rolle bei der Armutsbekämp-
fung und der Verbesserung menschlicher Siedlungen zukommt, sowie angesichts der Erfolge, 
die einige Länder auf diesem Gebiet erzielt haben, ermutigen wir die Regierungen, im Rah-
men ihrer jeweiligen Rechtsordnung, sowie die nationalen und internationalen Finanzinstitu-
tionen, die institutionellen Rahmenbedingungen zu stärken, durch die den in Armut lebenden 
Menschen, insbesondere Frauen, die Aufnahme von Kleinstkrediten ermöglicht würde, ohne 
dass sie Sicherheiten oder Garantien leisten müssen; 

 65. erklären wir erneut, dass der internationalen Zusammenarbeit angesichts des 
jüngsten Trends der zunehmenden Globalisierung und Interdependenz der Weltwirtschaft 
größere Bedeutung zukommt. Es bedarf des politischen Willens aller Staaten und konkreter 
Maßnahmen auf internationaler Ebene, namentlich unter den Städten, um bestehende und in-
novative Formen der Zusammenarbeit und der Partnerschaft, die Koordinierung auf allen E-
benen und höhere Investitionen aus sämtlichen Quellen, einschließlich des Privatsektors, an-
zuregen, zu fördern und zu verstärken und auf diese Weise einen wirksamen Beitrag zur Ver-
besserung der Wohnbedingungen, insbesondere in den Entwicklungsländern, zu leisten. In 
diesem Zusammenhang beschließen wir außerdem, den Städten und anderen menschlichen 
Siedlungen in problematischen natürlichen Umgebungen, wie ariden und semiariden Gebie-
ten, besondere Aufmerksamkeit zu schenken, mit dem Ziel, Hilfe und Unterstützung zu Gun-
sten ihrer Entwicklung zu gewähren; 

 66. bestätigen wir erneut die Rolle, die der Kommission für Wohn- und Siedlungs-
wesen und dem Zentrum der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen (Habitat) 
dabei zukommt, die Fortschritte zu unterstützen, zu fördern, zu überwachen und zu bewerten, 
die bei der Verwirklichung der Ziele des angemessenen Wohnraums für alle durch die rechtli-
che Absicherung von Nutzungs- und Besitzrechten und der nachhaltigen Siedlungs-
entwicklung in allen Ländern erzielt werden, sowie dabei, die besten Praktiken, förderliche 
Politiken sowie Rechtsvorschriften und Aktionspläne zu verbinden beziehungsweise zusam-
menzustellen, um Musterstädte für die beiden Weltkampagnen zu ermitteln und die normati-
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ve15 Debatte und die operativen Maßnahmen zu wichtigen Fragen auf dem Gebiet des Wohn- 
und Siedlungswesens unter anderem durch die rechtzeitige und regelmäßige Veröffentlichung 
der wichtigsten Weltberichte weiter voranzubringen. Wir unterstützen außerdem die Einrich-
tung des Systems der Projektkoordinatoren der Habitat-Agenda, das eine bessere Überwa-
chung und wechselseitige Verstärkung der Maßnahmen ermöglichen soll, die die internationa-
len Organisationen zur Unterstützung der Umsetzung der Habitat-Agenda ergreifen; 

 67. bekräftigen wir unsere Entschlossenheit zur internationalen Zusammenarbeit als 
wesentlicher Bestandteil der Umsetzung der Istanbul-Erklärung und der Habitat-Agenda. In 
diesem Zusammenhang bitten wir den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer 
sechsundfünfzigsten Tagung über Möglichkeiten der Überprüfung und Stärkung des Mandats 
und der Stellung der Kommission für Wohn- und Siedlungswesen sowie der Stellung, der 
Rolle und der Funktion des Zentrums der Vereinten Nationen für Wohn- und Siedlungswesen 
(Habitat) im Einklang mit den einschlägigen Beschlüssen der Generalversammlung, des Wirt-
schafts- und Sozialrats und der Konferenz der Vereinten Nationen über Wohn- und Sied-
lungswesen (Habitat II)16 Bericht zu erstatten; 

 68. kommen wir überein, die weitere Umsetzung der Habitat-Agenda in regelmäßigen 
Abständen zu überprüfen, um die Fortschritte zu bewerten und neue Initiativen zu erwägen. 

 
15 Der Begriff "Norm" bezieht sich auf allgemein anerkannte Standards, Richtlinien oder Grundsätze und ist nicht so 
zu verstehen, als seien diese durch bindende Rechtsinstrumente umzusetzen. 
16 Siehe die Resolutionen 51/177 vom 16. Dezember 1996 und 53/242 vom 28. Juli 1999, die einvernehmlichen 
Schlussfolgerungen des Tagungsteils für Koordinierungsfragen 2000 des Wirtschafts- und Sozialrats (siehe Offiziel-
les Protokoll der Generalversammlung, Fünfundfünfzigste Tagung, Beilage 3 (A/55/3/Rev.1), Kap. V) und die Zif-
fern 224 und 229 der Habitat-Agenda. 


